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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr" SCHRANZ 1 HETZKER, CZETTEL 

und Genossen haben am 14, Oktober 1981 unter der Nro1451/J 

an die Bundesregierung ~c~ine schrift liche parlamen tarische 

Anfrage betreffend Baßnahmen für die ältere Generation gerichtet, 

welche folgenden Wortlaut hat: 

~Welche Maßnahmen zur Verbesserung der Laqe der älteren 
Generation wurden seit 1970 gesetzt?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage namens der Bundesregierung 

wie folgt zu beantworten~ 

Einleitend möchte ich darauf hinweisen, daß die Bundesregierung 

stets ur!! t?i ne V~~y'bes :r LaJJe der 211 teren Genera tioYl 

und um die Eealisientn(J der verschiedenen i\.nliegen bemüht 

ist. In diesem Zu.samfnenhang darf ich au.[ meine Ausführungen 

in den Regierungserkl.':lTl)Ylgen und auf di e Bean t"lvortungen 

der parlamenta.Tischel1 An.fragen Nr" 271/J ~ Nr,,473/J, Nr.579/1 

regie setzten 
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Bundesministeriwn für Auswä.rtige A11gelegenhei ten 

Die Mobilisierl...U'lg der '.I/eltöffentlichkei t im Hinblick auf 

die ältere Generation geht auf Resolutionen mehrerer General­

versammlungen der Vereinten Nationen zurück, welche Öster­

reich entweder miteingebracht oder mit einem positiven Votum 

unterstützt hat. 

Auf Einladung der Österreichischen Bundesregierung 'llird 

die Weltversarnmlung der Vereinten Nationen über Probleme 

alter Menschen und des Alterns, welche einen Höhepunkt in 

der "Mobilisierungskampagne" der Vereinten Nationen darstellt, 

1982 in Wien abgehalten werden. Zur Vorbereitung dieser 

Konferenz und ganz allgemein aus der Überlegung heraus, 
daß den Problemen alter Menschen mehr Aufmerksamkeit zu 

schenken ist, hat das Bundesml!listerlwn für Aus111ärtige Ange­

legenheiten der International F'ederatiol 0'1 Aging 1980 kostenlOS 

Tagungsräume für deren Jahreskonferenz zur verfügu"1g gestellt. 

Die International F'ederation on Aging ist ein Dachverband 

von Organisationen, die auf dem Gebiete der Betreuung alter 

Menschen tätig ist und der 48 NGO's aus 28 Ländern angehören. 

Als Vorbereitung für die 1982 in Aussicht genommene Weltver­

sammlung der Verein ten Nationen ~,l/ird aufgrund einer Einladung 

der Bundesregierung Ende Jä!merl 982 die europäische regionale 

Vorbereitungskonferenz in .. vien stattfinden. 

Im Härz '1982 'iJird dEl.nn das internatio!ldle NGO-F'oru.m über 

die Probleme des Alterns gleichfalls mit Unterstützung durch 

die Bundesregierung in 'H'ien abgehal ten3 

Die Vorarbei ten fUr die oben erw:_lhnten Konferenzen laufen 

sei t: 'j:."rdltner Zei t und s i_nd nach Ansicht der Bundesregierung 

ein vesenclicher Beitrag. 11m das Los alter Menschen nicht 
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nur im nationalen, sondern auch im internationalen Bereich 
langfristig zu verbessern .. 

Ein besonderes Anliegen der Bundesregierung ist di.e soziale 
Betreuung der Auslandsösterreicherg für die bE~reits im Jahre 
1967 ein eigener 9VFonds zur Unterstützung österreichischer 

Staatsbürger im Ausland" ins Leben gerufen wurde, der durch 

den Bund u:'1d durch die Länder jeweils in gleicher Höhe sub­
ventioniert wird~ Aufgrund des FO'1.dserrichtungsgesetzes 

(Bundesgesetz vom 16e November 1967, BGBl.Nre 381/1967) 

-besteht die Möglichkeit~bedürftigen österreichisch~n Staats­
bürgern im Ausland zur Überbrückung vorübergehender oder 
zur LinderUYl.g andauernder Not einmalige oder periodische 

Zuwendungen zukommen zu lassen" Männer ß die das 65 .. Lebensjahr, 
und Frauen~ die das 60~ Lebensjahr vollendet haben, genießen 

bei der Gewährung von Zuwendungen bei sonst gleichen Voraus­
setzungen den Vorrango 

Gegenwä.rtig werden rund -1200 bedürftige Auslandsösterreicher 

in 45 Staaten der Welt in periodischen Abständen (derzeit 
zweimal im Jahr) durch Zuwendung"en aus den Mi tteln dieses 
Fonds unterstützt, die im Wege des Bundesministeriums für 

Auswärtige"Angelegenheiten durch die örtlich zuständigen 
österreichischen Vertretungsbehörden zur Auszahlung gebracht 

werden" 

In Anbetracht der ständig wachsenden Zahl hilfsbedürftiger 
Auslandsösterreicher, bei denen es sich zum überwiegenden 

Teil um schwere Härtefälle handelt p hat das für die Betreuung 
der Auslandsösterreicher zuständige Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten sich ganz besonders für eine 

laufende Aufstockung der Fondsmittel eirtgesetz~. Während 
sich diese im Jahr 1970 noch auf S 1'p5000000,-- beliefen, 
wurden für 1980 bereitsS -3,uOOo'OOOi---p für 1981 und 1982 
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jeweils S 4,200.000,-- allein aus Bundesmittel~ für den 
Fonds bereitgestell t. Da entsprechend 4er ·,bisherigen Vorgangs­
weise angenommen werden kann, daß auch die Bundesländer 
für 1982 eine Subvention in gleicher Höhe für'den Fonds 
leis ten, werden diesem' somi t ~m kommenden' Jahr ülsgesamt 
S 8,400.000,-- für Zuwendungen an unterstützungsbedürftige 
Auslandsösterre~cher zur Verfügung stehen. 

Um eine möglichst rasche Hilfeleistung durch der). Fonds sicherzustellen, 
hat das Bundesministeri,um fÜr Auswärtige Angelegenheiten· 
vor kurzem eine Novelle zum Fondserrichtungsgesetz ausgearbeitet. 
Durch diese Gesetzänderung, die am 1. Juli 1981 in Kraft 
getreten ist; wird der Geschäftsführer des Fonds in die 
Lage versetzt. Einzelzuwendungen in Härtefällen bis zu 
einem Gesamtbetrag von S 12.000,-- pro Jahr, d.h. dopgelt, 
so viel wie bisher, im Einvernehmen mit zwei Mitgliedern 
des Kuratoriums des Fonds zu genehmigen. 

Aufgrund'einer Anregung des Herrn Bundespräsidenten und 
in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Aus­
wärtigeAngelegenheiten hat das Auslandsösterreicherwerk 
in Wien, . das, von. der Bundesregierung laufend subventioniert 
wird (in den letzten Jahren mit jeweils S1,000.000,--) 
im Sommer. 1979 eine Aktion unter dem Motto "Wiedersehen 
mit Österreich" ins Leben gerufen. Ihr Ziel besteht darin, 
alten und mittellosen österreichischen Staatsbürgern, die 
in europäischen Staaten mit nicht konvertibler Währung·leben 
und sich eine Reise nach Österreich nicht mehr leisten könnten, 
einen einwöchigen Aufenthalt in der Bundeshauptstadt zu 
ermöglichen. 

Im Rahmen dieser .Aktion sind in den vergangenen drei Jahren 
Besuchergruppen aus der CSSR, aus Bulgarien und zuletzt 
aus Ungarn nach Wien gekommen. Das reichhaltige Besuchsprogramm 
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war jewei 1 s gekrö1t durch ei '1en Empfang, den der Herr BU'1des­
präsident in den Re.l).:-ne:: der Fre.sidentschaftskanzlei veran­
staltet hat, als ei~ Zeichen dafür, daß die Heimat auch 
jene Mitbürger nicht vergessen hat, die für das Festhalten 
an ihrer österreichischen Staatsbürgerschaft in den vergangenen 

Jahrzehnten oft sehr viel erdulden mußten. Weitere Besuchsreisen 
dieser Art sollen in regelmäßigen Zeitabständen durchgeführt 
werden .. 

Seitens des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten 
werden alljährlich im Rahmen einer Weihnachtsaktion für 

bedürftige Auslandsösterreicher Sach- und Geldspenden an 
hochbetagte, alleinstehende, hilflose oder kranke Personen 
im Wege der österreichischen Vertretungsbehörden verteilt. 
In den letzten Jahren konnten jeweilS rund 900 besonders 
bedürftige ältere Auslandsösterreicher in diese Aktion einbe­
zogen werden, für die auch im Bundesvoranschlag für das 
Jahr 1982 ein Betrag von S 200.000,-- vorgesehen wurde. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Seit 1. Juli 1977 besteht die ÖNORM B 1600 "Bauliche Maßnahmen 
für Körperbehinderte und alte Menschen- Planungsgrundlagen". 
Für den Bereich des Bundeshochbauesist diese ÖNORM mit 
1. August 1977 für verbindlich erklärt worden. Auf Grund 
dieser Verfügung ist bei allen Bauvorhaben des staatlichen 
Hochbaues diese Norm als Planungsgrundlage zu beachten. 

Diese Norm ist ein wichtiges Instrumentarium zur Verbesserung 

der Lebensbedingungen nicht nur der Körperbehinderten, sondern 
auch der alten Menschen •. Sie beinhaltet den Abbau baulicher 
Barrieren in d~n Bereichen des Wohnens, der Wohnumwelt, 

der öffentlich zugänglichen Gebäude, wie auch bei Straßen, 
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Gehwegen etc. Au.ch in Einzelfällen wird, soweit dafür das 

Bundesministeriwf. f"Li.l' Bauten und Technik zuständig ist, 
versucht, den Bedürfnissen der älteren Generation zu entsprechen. 

Konkret kann das Bundesministerium für Bauten und Technik 
auf eine Reihe von Maßnahmen hinweisen, die der älteren 
Generation besonders zugute kommen, wie folgende Beispiele 
aufzeigen sollen: 

Im Augarten in Wien 2., der in der Verwaltung der Burghaupt­
mannschaft Ll Wien steht, 'JIUrde ein überdachter Pensionistensitzplatz 

errichtet. 

Im Tiergarten Schö:1brunn 'JIUrde für bedürftige Senioren die 
Möglichkeit für ermäßigten EL1tritt geschaffen: Der d~esbezügliche 
von der Stadt Wien ausges~ellte Ausweis wird auch in der 
Tiergartenve~valtung anerkannt, wodurch bedürftigen Senioren 

der Eintritt zum Preis einer Kinderkarte ermöglicht wird. 

Im Bereich des Bundesministeriums für Bauten und Technik 
wird auch das Kurhaus Semmering betrieben. Diese Einrichtung 
weist etwa 24,,000 Nächtigungen im Jahr auf und wird besonders 

in den letzten Jahren im überwiegenden Ausmaß von älteren 

MenSChen in Anspruch genommen. 

Im Bereich des Bundesstraßenbaues ist die ÖNORM B 1600 seit 
24. November 1977 zur Anwendung empfohlen und trägt auch 
in diesem Bereich wesentlich zur Erleichterung der Lebensbedingungen 

älterer Menschen beio Dies gilt insbesondere dort, wo Bundes­
straßen Ortsgebiete durchqueren. 

Auf Probleme älterer Menschen wurde auch im Wohnbauförderungs­
gesetz 1968 und im Wohnungsverbesserungsgesetz Bedacht genommen. 
Bereits mit der Novelle 1972 zum Wohnbauförderungsgesetz 
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wurde die zumutbare Wohnungsaufwandbelastung bei geförderten 
Wohnungen für fi~anziell schwache Bevölkerungskreise durch 

eine besonders günstig2 Regelung der Wohnbeihilfe stark 

beschränkt. Da in einem verhältnismäßig hohen Ausmaß ältere 
Menschen finanziell schlechter gestellt sind, kommt diese 
Regelung im besonderem Ausmaß dieser Bevölkerungsgruppe 
zugute. 

Weiters wurde durch die Novelle 1978·zum Wohnungsverbesserungs­

gesetz, dessen Ziel die Förderung von verbesserungswürdigen 
Wohnungen p insbesondere von Substandardwohnungen ist, deren 
Mieter sich verstärkt aus finanziell schwachen und älteren 

Menschen rekrutieren, auch die Förderung von Maßnahmen, 
die den Wohnbedürfnissen von älteren Menschen dienen, erm~glicht. 

Zur Unterstützung aller dieser Förderungen und Maßnahmen 
wurde und wird im Bereich der Woh~bauforschung des Bundes­
ministeriums für Bauten und Technik eine Reihe von Untersuchungen 
und Demcmstrati ,'bauvorhaben geförderto 

Bundesministerium für Finanzen 

Durch das Einkommensteuergesetz 19721) wirksam mit 1. Jänner 

19731) wurde für Pensionsbezieher der Pensionistenabsetzbetrag 
neu eingeführte Diesen Absetzbetrag hat der Arbeitgeber, 
dem die Erste Lohnsteuerkarte bzw. die Dauerlohnsteuerkarte 

vorgelegt wurde p ohne Eintragung auf der Lohnsteuerkarte 

zu berücksichtigeno Für die Kalenderjahre 1973 und 1974 
betrug der Pensionistenabsetzbetrag S 1e500 jährlich, durch 
die Einkommensteuergesetz-Novelle 1974 wurde er auf S 2e OOO 
angehoben & Die Regierungsvorlage zum Abgabenänderungsgesetz 
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1981 sieht vor, daß der Pensionistenabsetzbetrag ab 1.Jänner 

1983 auf S 2 0 400 jährlich angehoben werden soll. Die Einführung 
des Pensionistenabsetzbetrages brachte für die überwiegende 

Zahl der Pensionsbezieher eine steuerliche Besserstel~ung 
gegenüber der frühe~en Rechtslage, wonach auch Pensionisten p 

wie allen anderen Arbeitnehmern, das all~emeine Werbungskosten­
pauschale zustand G 

Um behinderten Pensionisten mit Dauerlohnsteuerkarten die 
AntragsteIlung für die Berücksichtigung des Freibetrages 

gemäß § 106 Einkommensteuergesetz 1972 auf der Loh~steuerkarte 
zu erleichtern p wurde durch das Abgabenänderungsgesetz'1976 
die Möglichkeit geschaffen, daß die bezugsauszahlende Stelle, 

die eine Pflege- oder Blindenzulage (Pflege~ oder Blindengeld p 

Pflege- p oder Blindenhilfe) oder einen Hilflosenzuschuß 
(Hilflosenzulage) auszahlt p beim Wohnsitzfinanzamt des Steuer­
pflichtigen den Antrag auf Eintragung des Freibetrages stellen 
kann. 

Im Zuge der Ve,rlängerung der Mindestlaufzeit für Versicherungs­

verträge von 10 auF 15 Jahre durch das Bundesgesetz vom 
18 0 Dezember 1979 p BGBl. Nro 550 p wurde für ältere Menschen 
eine Sonderregelung geschaffen p wonach für Steuerpflichtige p 

die im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses' bereits··· das"46' .. Lebens­
jahr p nicht aber das 50GLebensjahr vollendet haben!) die 
Laufzeit in der Differenz auf 60 Jahre bestehto Hat der 
Steuerpflichtige bereits das 50. Lebensjahr im Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses vollendet, so beträgt die 'Laufzeit 
weiterhin 10 Jahreo 

Schließlich sieht die Regierungsvorlage zum Abgabenänderungsgesetz 
1981 vor p daß für Pensionisten mit Dauerlohnsteuerkarte 
die bezugsauszahlende Stelle den Jahresausgleich ohne Antrag­

steIlung durchzuführen hato 
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Durch die 2. Pensio~sgesetz-Noveii~;·BGBio~~~ -2~6/1970, 

wurde mi t Wi rku~q Vf'Jm 1. juli '1970 der _Hundertsatz der Wi twen­
versorgu~gsqenUsse von 50 v~H. auf 55 v.Ho und mit Wirku~g 

vom 1. juli 1971 auf60v.H. des dem Beamten gebührenden 
Ruhegenusses erhöht. Im gleichen Ausmaß und mit gleichem 
Wirksamkeitsbeginn wurden auch die Versorgungsgenußzulagen 

erhöht. Überdies wurde durch die 20 Pensionsgesetz-Novelle 
die Anrechnung von Ruhegenußvordienstzeiten auch für Beamte 
ermöglicht, die sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

Pensionsgesetzes 1965 (10 Jänner 1966) bereits im Ruhestand 
befanden. 

Auf Grund des NebengebUhrenzulagengesetzes vom 20 Dezember 

1971, BGBloNr e 485 0 werden bestimmte Nebengebühren bei der 
Bemessung der Ruhe- und Versorgungsbezüge berücksichtigt. 
Das Gesetz sieht im § 17 vor, daß auch dem Beamten des Ruhestandes, 

der vor dem 1. jänner 1970 aus dem Dienststand ausgeschieden 
ist, und dem Hinterbliebenen eines solchen Beamten bei vorliegen 
der im Gesetz normierten Voraussetzungen eine Nebengebührenzulage 
zum Ruhe- bzw. Versorgungsgenuß gebührt. 

In Anlehnung an die Richtsätze nach dem ASVG wurden in den 
letzten jahren auch die Mindestsätze nach§-26-des Pensions ge­
setzes 1965 um einen höheren Prozentsatz als die Pensionen 
erhöht .. 

Alle die in den drei vorangehenden Absätzen angeführten 
Regelungen beziehen sich generall auf Beamte des Ruhestandes 
bzw. auf Hinterbliebene nach BeamtenG Dabei wird es sich 

zwar zum überwiegenden Teil, jedoch nicht ausschließlich 
um ältere Personen handelno 
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Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

Die im Aufgabenbereich de~ Bundesministeriums für Gesundheit 
und Umweltschutz getroffenen Maßnarunen beziehen sich in 

erster Linie auf die Gesundheit der Bevölkerung und sind 

damit grundsätzlich gleichermaßen für alle Altersstufen 

von Bedeutung, doch sind die Verbesserungen im Rahmen der 
medizinischen Betreuung sehr oft gerade für das Wohlergehen 

der älteren Generation entscheidend .. 

In diesem Zusammenhang kommt i.nsbesondere den Maßnahmen 
zur Förderung einer ausreichenden Betreuung durch praktische 
Ärzte besondere Bedeutung zu. Mit diesem Ziele wurden zunächst 
durch die Novelle zum ÄrztegesetzBGBl .. Nre 425/1975 zusätzliche 
Ausbildungsposten zum praktischen Arzt an den. Krankenanstal~en 
geschaffeno Ferner werden seit Oktober 1976 v-em .Bundesministerium 
für Gesundheit u~d Umweltschutz Förderungsbeiträge Für die· 
Spitalsausbildu~g zum praktischen Arzt gewährt, wodurch 
300 zusätzliche Ausbildu~gsmöglichkeiten geschaffen werden 

sollen. Seit Beginn dieser Aktion wurden bisher 290 Ärzte 
mit Förderungsbeiträgen aus Bundesmitteln an die Rechtsträger 
von Krankenanstalten geförderto 

Ferner wurde im Sinne der raschen Erreichbarkeit ärztlicher 

Hilfe durch namhafte Beträge der Ausbau des Ärztefunkdienstes 

im gesamten Bundesgebiet gefördert" 

Auch die Zahl der Facharztausbildungsstellen in den Kranken­
häusern konnte, wie aus der nachfolgenden Aufgliederung 
ersichtlich, von 488 im Jahre 1970 auf 1141 im Jahre 1980 
erhöht werden: 

1970 
488 

1980 

1141 

1971 
574 

1972 
613 

1973 
685 

1974 

742 
1975 

808 
1976 

885 
1977 1978 

972 1044 
1979 

1116 
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Zur Sicherstellung der kUr::!'tigen zahnmedizinischen Versorgung 

wurde im Einvernehmen m-:Lt ':,em Bundesministerium fU.r Wissenschaft 

und Forschung der Ausbau d{!r U:' ... i versi tätszahnkl.iniken weiter 
intensi viert und die Zahl (,,=1' zahnmedi zinischen A:.J.sbildungs­

plätze bzw" die Zahl der b(~zahl teD Ausbildu.Ylgsstellen wesentlich 
erhSht. Durch die Erhöhung dieser Gesamtausbildungskapazität 

kann mi ttelfristig die gew;nschte Heßzahl von 2.400 Einwohn,er 

je Zahnarzt überall 11'1 Österreich erreicht werden" 

Auch auf dem Gebiet der Aus"t.i .. ldung im Krankenpflegefachdienst 

häl t die seit InkrafttretE:n ·.ter Krankenpflegegesetznovelle 

1973 (Senkung des Eintri ttsal'.:ers in die Krankenpflegeschulen ) 

erzielte Steigerung der SchülErzahlen an Krankenpflegeschulen 
wei tel' an o Die Zahl der ScJ'lüle)"innen und Schüler an Krankenpflege­

schulen konnte wesentlich gesuigert werden .. Diese erfreuliche 

Tendenz zeigt sich auch am Fersr::malstand des Krankenpflegefach­

dienstes sowie am Schüler- und Personalstand der anderen 

durch das Krankenpflegegesetz ,~'eregel ten Berufe~ 

Im Jänner 1975 wurde im Auftr:tg des Bundesministers für 
Gesundheit und Umweltschutz vom Österreichischen Bundesinstitut 

für Gesundhei tswesen im Ein'rernehmen mi t den Gesundhei tsbehörden 

in Wien-Donaustadt ein erster Modellversuch des Einsatzes 
von mobilen Krankenschwestern organisiert. Die'Bilanz dieses 
Modellversuches war sehr positiv. Neben einer spürbaren 
Erleichterung der Ärzte des Einsatzgebietes konnte auch 
bei vielen Patienten - insbesondere bei alten und chro~isch­
kranken Personen - der Spitalsaufenthalt wesentlich verkürzt 

bzw. auf eine stationäre Aufnahme ganz verzichtet werden. 

Die Ergebnise des Modellversuches wurden ausgewertet und 

dienten als Grundlage für den Einsatz weiterer Schwestern. 

Der Modellversuch wird von der Gemeinde Wien als Dauerein­

richtung weitergeführt. Auch'in den anderen Bundesländern 
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werden die durch den Modellversuch gewonnenen Erfahrungen 

mi t Erfolg in die Praxis u)"!gese-,~zt", 

Am 31. August 1 978 wurd'2 eine zwischen dem Bund und den 

Ländern auf Grund des Artikel 15a B-VG abgeschlossene Ver­

einbarung über ei ne Neuregel1.wg de:r Krankenanstal tenfinanzierung 

unter BGBI. NI'. 453 im Bundesgesetzblatt verlautbart. 

Auf Grund dieser Vereinbaru:'lg werden ln den nächsten Jahren 

den Krankenanstalten in den einzelnen BundeSländern wesentlich 

mehr Mittel zur Verfügung gestellt werden, als dies bisher 

der Fall gewesen isto 

Im Jahre 1977 wurden den Krankenanstalten seitens des Bundes 

an Zweckzuschüssen zwn Betriebsabgang und an Zuwendungen 

für Investitionen insgesamt s 945,985,,071,-- zur Verfügung 

gestellt. Demgegenüber werden die Zuwendungen für die Krankenan­

stalten im Jahre 1982 ca. 3,5 Milliarden Schilling erreichen. 

Weiters wird allen österreichischen Staatsbürgern, demnach 

auch der älteren Generation, über Anforderung die Notfallkarte 

kostenlos zur Verfügung gestellto Insgesamt wurden bis jetzt 

über 2 Millionen Notfallkarten kostenlos abgegeben. 

Eine der wesentlichsten Maßnahmen für die ältere Generation 

ist in der Durchführung der Gesundenuntersuchungen, deren 
Untersuchungsprogramm vom Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz erstellt wurde, zu sehen. Den größten Zuspruch 

bei den Gesundenuntersuchungen sieht man in der Altersgruppe 

der 50 bis 59 jährigen Mä~ner, während bei den Frauen der 
größte Zuspruch bereits bei den 45 jährigen festzustellen 

ist. 

Durch den Ausbau des Untersuchungsprogrammes, insbesondere 

der Erstellung von Zusatzprogrammen, wird eine verbesserung 
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der Gesundenuntersuchungen erreicht werden. Da anzunehmen 

ist? daß Verdachtsfälle, die durch die Sonderprogramme im 
Rahmen der Gesundenuntersuchungen weiter abgeklärt werden 
können, in erhöhtem Maße in höheren Altersgruppen ~'~rhanden 
sein werden o kommt diese Verbesserung der Gesundenuntersuchungen 

insbesondere der älteren Generation zugute. 

Die Bundesregierung hat ferner das Sammelergebnis der Aktion 

"Kampf dem Krebs" um den gleichen Betrag erhöht. Mit diesen 
finanziellen Mitteln konnten mehrere Computertomographen 
angeschafft werden, die an Schwerpunkten in den einzelnen 
Bundesländern zum Einsatz gebracht werdenc Darüber hinaus 
konnte eine Reihe von Geräten und Instrumenten angeschafft 
werden, die für die Krebsfrüherkennung von größter Bedeutung 
sind und damit einen wichtigen Beitrag gerade für die ältere 
Generation darstellen. 

Auf dem Gebiet der psychischen Betreuung, die gerade auch 
für den älteren Menschen von beso~derer Bedeutung ist, laufen 
derzeit drei Forschungsauftr~ge in verschiedenen Gebieten 
Österreichs, welche als Modelleinrichtung für den gemeindenahen 

Ausbau der Psychiatrie dienen solleno 

Außerdem wurde ein Merkblatt für psychisch erkrankte Personen 

und deren Angehörige herausgebracht, : welches -.an alle in 
Frage kommenden Krankenanstalten, Fachärzte sowie Krankentransport­
einrichtungen und sonstige einschlägige Institutionen kostenlos 
verteilt wurdeo 

Folgende Filme bzw o Diapositive wurden vom Bundesministerium 

für Gesundheit und Umweltschutz angeschafft: 

1979 "Gefährliche Köstlichkeiten" 
1980· "Das verlorene Maß" 

"Erste Hilfe entscheidet" 
Diapositivserie "Krebs" 
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Außerdem hat das Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt­

schutz Kosten für nachgenannte Veröffentlichungen übernommen 
bzw o Druckkostenbeiträge zu diesen Veröffentlichungen geleistet: 

1975 Es ist Ihr gutes Recht im Krankenhaus - Charta des 
Patienten 

1979 Heilbäder - und Kurorteprospekt 

Poster Bewegung - Gesu~dheit 

Tafeln Gicht - Nervensystem' 
Neuauflage der Ernährungsfibel 
Arzneimittelfibel 

Rheumapaß (Entwicklungskosten) 

Kurstadt Baden (Druckkostenbeitrag) . 

1981 Weißbuch Diabetesaktion (Druckkostenbeitrag) 

Folgende Studien wurden vom Gesundheitsministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz in Auftrag gegeben: 

1979 Ernährungsberatungsstelle (österreichische Bundesinstitut 
für Gesundheitswesen = ÖBIG) 

Wandel des Krankheitsspektrums(ÖBIG) 
Ambulante Notfallversorgung (ÖBIG) 

1980 Auswirkungen verschiedener Systeme der Patienteneinteilung 
auf die Krankenpflegeberufe (österreichisches Institut 
für Bildungsforschung) 

Quer- und Längsschnitt = Untersuchungen über Arterios­

klerose (Prim. Univ.Doz. Dr. Feigl) 

Gesundenuntersuchung Auswertung. 1980 (ÖBIG) 

1981 Ärztliche Versorgung in Österreich (ÖBIG) 
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An Maßnahmen die für die ;:n tere (}eneration von beso:1derer 

Bedeutung sind, sind ferner zu nennen: 

Die Plakataktion für die FSME-~Impfung und ein Kostenbe~ trag 
zur 1980 von der Wiener ii.rztekammer durchgeführten zweiten 

Diabetesaktion, wobei sich der Beitrag des BlL'1.desrninisteriums 
auf Kosten bezogen hat, die mit der Propagierung der Aktion 

in Zusammenhang standen .. 

Außerdem wurde im Rahmen einer Zeckenimpfaktion für Senioren 

im Jahre 1976 ein Betrag von S 60.000,-- zur Verfügung gestellt. 

Schließlich wurden im Rahmen der budgetären.Möglichkeiten 
auch verschiedene Einrichtungen bzw. Aktionen der Altenbe­
treuung vom Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

finanziell gefördert. So wl,lrden an folgende Einrichtungen 
Subventio~en gewährt: 

KriseninterventionszentrU]TI (1979, 1980, 1981) 

ÖROK - Hauskrankenpflege (1979, 1980) 

Caritas Sozialis-Diene dem Alter (1979, 1980, 1981) 
Altenpension Kahlsperg der Halleiner Schulschwestern (1979? 

1980) • 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

Einleitend darf auf die getroffenen Maßnahmen wie Konsumenten­
sChutz, Nahversorgung und Energiesicherung, die der gesamten 
Bevölkerung und somit auch den älteren Menschen zugute kommen, 
hingewiesen werden, während nachstehend angeführte Maßnahmen 
speziell zur Verbesserung der Lage der älteren Generation 
gesetzt wurden •. 
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Gemäß § 28 der Gewerbeordnv.:1~J 1973, BGBl.. Nr. 50/1974. ist 
die Nachsicht von dem für ein Gewerbe vorgeschriebenen Be­
fähigungsnachweis zu ertei.len~ wenn keine Gewerbeausschluß­
gründe gemäß § 13 GewO 1973 vorliegen und nach dem Bildungsgang 
und der bisherigen Tätigkeit des Nachsichtswerbers angenommen 

werden kann, daß er die für die Gewerbeausübung erforderlichen 

Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen besitzt und ihm 
die Erbringung des vorgeschriebenen Befähigungsnachweises 
wegen seines Alters, seiner mangelnden Gesundheit oder sonstigen, 

in seiner Person gelegenen wichtigen Gründen nicht zuzumuten 
ist. 

Mit dieser Regelung ist gewährleistet, daß ältere Personen, 
die die volle Befähigung zur selbständigen Gewerbeausübung 
besitzen, nicht deswegen auf die selbständige Gewerbeausübung 

verzichten müssen, weil sie in Folge ihres Alters nicht 
den formellen Befähigungsnach'.lleis (Prüfung, Scn.ul- oder 
Lehrgangsbesuch, verwendungsnachweis) erbringen kön~en. 
Es kann diesen Personen daher bei Vorliegen der sOYlstigen 
Nachsichtsvoraussetzu~gen ein ihnen in Folge ihres Alters 
nicht zumutbarer Befähigungsnachweis oder ein nicht zumutbarer 

Teil des Befähigungsnachweises nachgesehen werden. Die Nachsichts­
regelung des § 28 GewO 1973 wird seit jeher im Interesse 

auch der alten Personen angewendete 

Im März 1981 wurde vom Bundesminister für Handel, Gewerbe 

und Industrie die Verordnung über Mindestvorschriften für, 

die Einrichtung, Ausstattung und Betriebsführung von Gast­
gewerbebetrieben, BGBl. Nr. 176/1981, erlassen. In den §§ 
31 bis 36 enthält diese Verordnung spezielle Vorschriften 
für die gewerblichen Altenheime und die gewerblichen Be­
treuungsheime für Erwachsene. Unter anderem wird bestimmt, 
daß 
a) Stockwerke, in denen sich Gästezimmer befinden, 'mit einem 

Aufzug erreichbar sein müssen, 
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b) die Gästezimmer mit einer elektrischen Signalanlage für 

den Zimmerdienst oder mit einem Haustelefon ausgestattet 
sein müssen p 

c) die Möglichkeit bestehen muß g neben normaler Kost auch 
Scho~kost zu verabreichen 9 

d) für die einen Gast besuchenden Ärzte ein für ärztliche 

Untersuchungen geeigneter und entsprec~end ausgestatteter 
Raum vorhanden sein muß, 

e) den Gästen eines Betreuungsheimes PUr Erwachsene mindestens 
einmal in der Woche die Möglichkeit zu ei!ler ärztlichen 
Untersuchung zu geben ist und für sie innerhalb einer 

angemessenen Frist ein frei praktizierender Arzt erreichbar 

sein muß, 

f) außer den zum Genuß der Mahlzeiten bestimmten Betriebs­

räumen Aufenthaltsräume mit ausreichendem Fassungsvermögen 

vorhanden sein müssen, 

g) für die Gäste des Betreuungsheimes ein entsprechend ausge­

bildetes Krankenpflegepersonal vorhanden sein muß. 

Grundsätzlic~ werden diese Bestimmungen noch im Jahr der 
älteren Generation p nämlich mit 1Q Juli 1982 9 in Kraft treteno 

Bundesministerium für Inneres 

A) BUNDESPOLIZEI 

Allgemeines 
Neben den allgemeinen polizeilichen Maßnahmen~ wie dem Aufbau 
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und der Intensivierung des Fußstreifendienstes, dem weiteren 

Ausbau der Wachzimmer sowie der Verbesserung des Funkwagen­
streifendienstes haben die Sicherheitsbehörden gezielte 
Maßnahmen im Interesse und zum Schutz älterer Menschen eingeleiteto 

Kontaktbeamte 
Für die im Laufe des Jahres 1978 i~ Städten eingesetzten 
Ko~taktbeamten bilden die Seni~ren eine beso~dere Zielgruppe, 
bei der sowohl Einzel- als auch Gruppenkontakte (in Pensionisten­

heimen etc.) angebahnt, laufend erweitert und ausgebaut 

werden. Häufig konnte in enger Zusammenarbeit mit Bundes-, 
Landes- und Gemeindebehörden rasch und unbürokratisch Hilfe 
geieistet werdenD An die Kontaktbeamten werden nicht nur 
Sicherheitsprobleme p sondern alle Fragen des täglichen Lebens 
herangetragen 0 Insbesondere ältere Menschen nehmen gerne 

Kontakt zu diesen erfahrenen Sicherheitswachebeamten auf 

und fühlen sich durch diese in ihren Anliegen p vorwiegend 
Hilfeersuchen in Sicherheitsbelangen und Beschwerden wegen 
Verkehrsmißständen p wirksam unterstützto 

Zielaktionen 
Im Rahmen der alljährlich in Wien stattfindenden Großveran­
s ta1 tungen -u Senior aktuell" und f'Seniorenwoche'f wird jeweils 

eine Koje als gemeinsame Beratungsstelle für kriminalpolizeiliche 
und verkehrspolizeiliche Angelegenheiten eingerichteto Ähnliche 
Veranstaltungen finden auch in anderen Städten, ZoBo in 
Innsbruck ("Senior aktuell u ) und Graz ("Seniorenmesse vv ), 

statto Dort sowie auf Frühiahrs- und Herbstmeseen sind ebenfalls 
Informatio-1sstände der Polizei eingerichteL 

Schwerpunktaktionen mit Vorträgen in Seniorenclubs und Pensionisten­

heimen über richtiges Verhalten im Straßenverkehr, über , 
die Verhinderung von Einbrüchen und Diebstählen und dglo 
werden im Bereich mehrerer Bundespolizeidirektionen laufend 
durchgeführt. 
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SOlderaktio'1en, wie ZeB. di~ Aktion "Weül1achtsstern Ol der 
Wiener Sicherheit?wache für alleinstehende Seni8ren, die 

Aktion "Senioren sicher unterwegs" im Zusammenwirken von 

Wiener Stadtwerke-Verkehrsbetriebe, Pensionistenverband 
und Bundespolizeidirektion Wien, die von der Wiener Polizei 
und vom Magistrat (Bürgerservice) gemeinsam veranstaltete 

Aktion "Sicherer Gehsteig auch im Winter", der sogenannte 
~AltentagU9 vom Magistrat Salzburg mit Unterstützung der 

Polizei veranstaltet, und dgl& mehr, finden bei den alten 
Menschen besonderen Anklango 

Kriminalpolizeilicher Beratungsdienst 

Die Tätigkeit der seit dem Jahre 1974 im Bereich aller Sicher­
heitsdirektionen und Bundespolizeidirektionen eingerichteten 
kriminalpolizeilichen Beratungsdienste bezieht sich im besonderen 
Maß auch auf ältere Menschen. Die Beratung, etwa bezüglich 
verstärkter Eigentumssicheru~g, moderner Sicherheitseinrichtungen, 
Vorsichtsmaßnahmen auf Reisen, im Umgang mit bestimmten 
Perso1.engruppen usw o , erfolgen uoa. im Rahmen von Veranstaltungen 
durch Vorträge u''ld Ausstellungen, durch Einschaltu"lgen in 
ZeituVlgen, Beiträge im Hörfu1k, Fernsehen und dg+o Die Beratungs­
stellen bei den Behörden werden gerne von älteren Menschen 

aufgesucht 9 insbesondere um Ratschläge, betreffend die Sicherung 
ihrer Wohnung gegen Einbruch, einzuholen. 

Im Bereich der Bundespc;>lizeidirektion Wi.en wurde der bisher 
nur beim Sicherheitsbüro e~ngerichtet gewesene kriminalpolizei­

liehe Beratungsdienst.kürzlich auf alle Bezirkspolizeikommissariate 

ausgedehnt. Damit ist diesbezüglich ein breiteres A~gebot 
für die Bevölkerung, im besonderen wieder für die älteren 
Menschen, vorhandene 

Maßnahmen auf dem Verkehrs sektor 
Bedachtnahmeauf die Bedürfnisse älterer Menschen bei der 
Verkehrsplanung, Installierung von Ampelanlagen auf Kreuzungen, 
Verkehrsüberwachung bZ·Ul .. -regelung sowie Schaffung von besonderen 
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Einrichtungen für Behinderte p wie ZoB e spezielle Behinderten­

parkplätze und Blindenverkehrsampeln p die ebenfalls älteren 

geh- bzw o sehbehinderten Menschen zugutekommeno 

B) BUNDESGENDAR~ERIE 

Der kriminalpolizeiliehe Beratungsdienst wurde im Bereich 
der Bu~desgendarmerie - also überwiegend im ländlichen Raum 
- im Jahre 1977 auf die Bezirksebene ausgedehnt. Dieser 
Dienst steht der BevQlkerung für alle sicherheitsdienstlichen 

Angelegenheiten zur Verfügung und verbessert die Lage der 
älteren Generation. 

Der Gendarmeriefilmdiensthat im Rahmen derÖffentlichkelts­
arbeit seit 1970 mehrere Serien von Kurzfilmen für den kriminal­

pOlizeilichen Beratungsdienst hergestellt p unter denen die 
Filme 

Besuch im Freizeitheim 

Dieb führt mit 
Dein Haus = eine Burg? 
Der Einmietedieb 

Für den Fall, daß 000 

Wie sicher ist Ihre WohnungstUr? 

aufklärende Hinweise und Empfehlungen speziell für ältere 
Leute beinhalteno Diese Filme werden sowohl bei größeren 
öffentlichen Veranstaltungen (Messen udglo), neben der persön­

lichen kriminalpolizeilichen Beratung, als auch bei Vereins­
versammlungen und Seniorenklubs vorgefÜhrt. 

Bundesministerium für Justiz 

Für den Bereich des Bundesministeriums für Jus~iz wäre festzu­
halten, daß keine spezifisch zur Verbesserung der Lage der 
älteren Generation dienende Maßnahmen gesetzt wurdeno Maßnahmen, 
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die in der Zielrichtung der Anfrage liegen f7 finden sich 

etwa in den Bestimmungen des mit dem Mietrecht zusammenhängenden 
Gesetzen p obwohl die ältere Generation nicht ausdrücklich 
als Normadressat angeführt isto 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

Aus der AufgabensteIlung des Bundesministeriums für Land­
und Forstwirtschaft gem~ß Bundesministeriengesetz ergibt 
sich, daß seitens des Landwirtschaftsressorts über keine 
spezifischen Maß1ahmen für die ältere Generation berichtet 
werden kann" Von jenen Aktionen, die in nennenswertem Umfang 
auch der ~lteren Generation zugute kommen, seien angeführt: 

Im Rahmen der AlK-Aktion werden durch zinsverbilligte Kredite 
auch der Ausbau von Altenteiler-Wohnungen in Bauernhäusern 

gefördert" 

Konsolidierungskredite für landwirtschaftliohe Betriebe kommen 
auch der älteren Generation zuguteo Insbesondere gilt das 
für jene in den diesbezüglichen Richtlinien vorgesehenen 
Fälle p wo Übernehmern von überschuldeten Betrieben ein Konsoli­
dierungskredi t gewährt wird - dadurchwirci' nämlich nicht 
nur dem Übernehmer geholfen u sondern der Weiterbestand des 
Betriebes ermöglicht es den Übergebern g ihren "Lebensabend 
in der vertrauten Umgebung zu verbringeno 

Die Aktio!1 oOÖsterreichische Bauernhilfe tv kommt zu einem nennens­
werten Teil der älteren Generation zugute, da krankheitsbe­
dingte finanzielle Notstä~de naturgemäß bei älteren Leuten 
häufiger auftreten als bei jungeno 

Was die Konsumenten betrifft, so sei auf die Käse-und Butter­
verbilligungsaktionen verwiesen (die jüngste aerartige Akti~n 
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gab es im November 1981)9 von der die einkommensschwachen 
Bevölkerungskreise den reiativ größten Nutzen haben. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Für den Bereich der Sozialversicherung wäre folgendes zu 
nennen: 

250 Novelle zum ASVG v BGBl o Nr. 385/1970: 
Außertourliche Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichs­

zulage (ab 1., Juli 1971); 

VerbeSserung der Methode der Richtzahlberechnung (ab 1.Jänner 

1971 ) : 

Erhöhung des Ausmaßes der Witwenpension auf 60 v.H. der 
Direktpension (ab 10 Juli 1971); 

Umwandlung der neutralen Zeiten der Krankheit, der Arbeits­
losigkeit und des Mutterschafts-Karenzurlaubes in gewissen 
Umfang in Ersatzzeiten (ab 10 Jänner 1971); 

Lockerung der Ruhensbestimmung des § 94 ASVG bzw o völliger 
Entfall für Pensionisten ab dem 650 ~ebensjahr mit 540 Bei­
tragsmonaten (ab 1., Jänner 1971)0 

290 Novelle zum ASVG 9 BGBl o Nro 31/1973~ 

Erweiterung des Ersatzzeitenkataloges durch Berücksichtigung 

im elterlichen Betrieb zurückgelegter Beschäftigungszeiten 

(ab 10 Jänner 1973); 

Einführung ein~r zwölfmonatigen Ersatzzeit nach der Entbindung 

(ab 1. Jänner 1973); 
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Verbesserung der Schul(Studien)zeitanrechnung (ab 1QJänner 

1 973) ; 

Lockerung des strikten Arbeitsverbotes beim,Bezug einer 
vorzeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer 

(ab 1. Jänner 1973); 

Einführung eines Zuschlages zur Alterspension für nach dem 

Stichtag erworbene Beitragszeiten (ab 1. Jänner 1973); 

Einführu~g einer Bonifikation für den Aufschub der Geltend­
machung des Alterspensionsanspruches (ab 10 Jänner 1973); 

Auflassung des Ruhens eines Teiles der \illi twenpension bei 
Bezug sonstiger Einkünfte (ab 1,. Juli 1974) 

Außertourliehe Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichs­

zulage (ab 1" .Jän~er 1 9?3) ; 

Einführung des Familienrichtsatzes im Ausgleichszulagenrecht 

(ab 1. Jänner 1973)$ 

30~ Novelle zum ASVG, BGBl~ Nr .. 2~/1974: 

Aktualisierung der Richtzahlberechnung (ab 1 .. Jänner 1975); 

Verkürzung des Zeitraumes bis zur erstmaligen Anpassung 

einer angefallenen Rente (Pension) (ab 10 Jänner 1975); 

AUßerto"urliche Erhöhung der Pensionen um je 3 % (ab 1 .. Juli 

1974 und 10 Juli 1975); 

Außertourliehe Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichszulage 
(ab 1 .. Jänner 1974 und 1 .. Juli 1974),. 

. < J . 

310 Novelle zum ASVG, BGBL. Nr .. 775/1974: 
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Außertourliche Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichszulage 

(ab 10 Jä~er 1975 und 10 Juli 1975)0 

32. Novelle zum ASVG, 13GBl.. Nr. 704/1976: 

Neurege+ung der Rehabilitation in der Unfallversicherung 
und der Pensionsversicherung (ab 10 Jänner 1977); 

Einführung eines Jahresausgleiches im Zusammenhang mit der 
Frühpension nach § 253b ASVG (ab 10 Jänner 1977); 

Erhöhung des Knappschaftssoldes und des Bergmannstreuegeldes 

(ab 1. Jänner 1977); 

Ermöglichung des Einkaufes von Versicherungszeiten in der 
Pensionsversicherungo 

Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 1977, BGBlo Nro648: 

,Außertourliche Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichszulage 
(ab 1. Jänner 1978). 

33. Novelle zum ASVG, BGBl.. Nr.. 684/78: .... 

Ermöglichung des Einkaufes für Zeiten der Kindererziehung 

Einführung eines Kinderzuschu9ses für Enkel (ab 1 o Jänner 

1 979) ; 

Außertourliche Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichszulage 

(ab 10 Jänner 1979); 

Sonderregelung für umgeschulte Bergleute hinsichtlich der 
Aufrechterhaltung ihrer Leistungszugehörigkeit zur knapp­

schaftlichen Pensionsversicherungu 
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34& Novelle zum ASVG, BGBl~ Nr. 530/1979: 

Verbesserungen bei der Ersatzzeitenanrechnung für kriegsbe­

sChädigte Versicherte (ab 1. Jänner 1980). 

35. Novelle zum ASVG, BGB1. Nro 585/1980: 

Erweiterung des Ersatzzeitenkataloges um Lehrlingszeiten 
aus der Zeit von 1939 bis 1955 (ab 10 Jänner 1981); 

Erleichterung bei den Anspruchsvoraussetzungen für die vorzeitige 

Al terspension bei langer versi~herurlgsdauer (ab 1" Jänner 
1 981 ) ; 

Erweiterung des Invaliditätsbegriffes für die ungelernten 
Arbei ter (a.b 1 .. ' Jänner 1 981 ) ; 

Außertourliche Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichs= 

zulage (ab 10 Jänner 1981). 

36. Novelle zum ASVG p BGBl. Nr. 282/1981: 

Einführung einer Witwerpension ohne einschränkende Anspruchs~ 

voraussetzungen in drei Etappen (ab 10 Juni 1981)0 

Sozi.alversicherung der Selbständigen: 

Die in der Sozialversicherung der Unselbständigen vorgenommenen 
Verbesserungen wurden, soweit übertragbar, in glei.cher Weise 
auch in den Sozialversicherungen der Selbständigen übernommen. 
Darüber hinaus sind noch folgende Verbesserungen zu erwähnen: 

180 Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetz (GSPVG), BGBl o Nro 447/1969 
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140 Novelle zum Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversicherungs­

gesetz (LZVG)9 BGBlo Nro 448/1969: 

Mi lderu'1g des Erwerbsunfähig'~ei tsbegriffes für Versicherte 
nach Vollendung des 55: Lebensjahres· (ab 1oJä~er 1970); 

Bundesgesetz über die Sozialversicheru:1g freiberuflich selb­
ständig Erwerbstätiger (FSVG), BGBl. Nr. 624/1978: 

Einführung einer Pensionsversicherung für freiberuflich 

selbständig Erwerbstätige; bisher wirksam geworden für Ärzte p 

Apotheker und Patentanwälte (ab 10 Jänner 1979) .. 

Arbeitsmarktpolitik: 

Im § 16 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes (AMFG, BGBl.Nr. 

31/1969), ist die besondere Berücksichtigung von Personen­
gruppen vorgesehen, deren Vermittlung im Hinblick auf ihre 

persönlichen Verhältnisse erschwert ist. Zu diesen Personen 
gehören nach der zu dieser Bestimmung'erlassenen Verordnung 
auch ältere Arbeitskräfte. Derzeit ist sichergestellt, daß 
das gesamte arbeitsmarktpolitische Instrumentarium" für diese 
Personengruppe vorrangig eingesetzt werden kann. 

Damit gelten z~B" auch die 'Bestimmungen über die Förderungs­
möglichkeiten, d .. h" über die Bereitstellung von Arbeitsplatz­
ausrüstungen, wenn Arbeitsplätze an Arbeitskräfte angepaßt 
werden sollen, auch für ältere Arbeitskräfteo Durch eine 
Novelle zum AMFG wurde die Möglichkeit geschaffen, die Be­
schäftigung von Personen im Sinne des § 16"AMFG dadurch 

zu sichern, daß Betrieben eine Beihilfe zum Ausgleich des 
Minderertrages einer produktiven Tätigkeit gewährt werden 
kann. Des weiteren gelten besondere Beihilfesätze bei der 

Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen für ältere ~beits­
kräfte, 'wie eben für andere Personengruppeng die schwerer 
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unterzubringen sind. Bei der Bemessung der Beihilfenhöhe 
kann nämlich das Eineinhalbfache des Arbeitslosengeldsatzes 
zuqrundegelegt werden, während der normale Satz nur das 
Einfache beträgto Überhaupt besteht die Möglichkeit v alle 
Förderungen für Personen des § 16 AMFG, also auch für ältere 
Arbeitskräfte, im Höchstausmaß auszuschöpfeno Im Jahr 1981 

wurden zur Förderung dieses Personenkreises insgesamt 102,4 

Mio S im Budget vorgesehen. 

In den Jahren 1970--72 wurden in Erfüllung des Sonderunter­
stützungsgesetzes 9 BGBl. Nr o 117/1967, 62,603 Mioo S an 
Sonderunterstützungen für 1.451 Personen ausbezahlt$ 

1970 

1971 

1972 

Personen 

514 

493 

444 

_ Mioe S 

20,645 

20 0 503 

21 ,455 

Das Bundesgesetz über die Gewährung einer Sonderunterstützung 
sah vor, daß langjährig im Kohlenbergbau beschäftigt gewesenen 
Dienstnehmern g die das 550 (Männer) bzwo das 500 Lebensjahr 
(Frauen) vollendet haben, im Falle der Arbeitslosigkeit 
eine Sonderunterstützu'1g gewährt wird. 

Für den Fall, daß ganze Industriesparten durch außenwirt­
schaftliche Verä.nderungen - insbeso!1dere im Zusammenhang 
mi t der Assoziierung Österreichs an die Europäische GemeLl­
schaft - in Schwierigkeiten geraten und Arbeitskräfte frei­
setzen müssen, von denen dann die älteren Jahrgänge keine 
neue Beschäftigung finden können, wurde das Sonderunterstützungs­

gesetz, BGBlo Nro 642/1973~ geschaffen, das eine gleichartige 
Regelung D die vorher nur für den Bergbau gegolten hatte, 
ablöste o Aufgrund des Sonderunterstützungsgesetzes können 
Dienstnehmer in Wirtschaftszweigen p in denen SchWierigkeiten 

der gena.nnten Art festgestellt wurden, im fall der Arbeits­
losigkeit ab dem 55~ Lebensjahr (Frauen. ab dem 500 Lebensjahr) 
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L~istungen aus der Arbeitslosenversicherung in der Höhe 
d~r für sie in Betracht kommenden späteren Pensions leistungen 

erhalteno 

Auf Grund dieses So~derunterstützungsgesetzes wurden nach­
stehende Zahlungen geleistet: 

jahr Mioo S Zahl der Personen 

1973 200573 363 
1974 210416 314 

1975 290871 376 

1976 630787 629 

1977 820636 780 

1978 1130865 983 

1979 1490906 1 .. 188 

1980 171 0715 1 .. 252 

1981 (vorgesehen) 1930660 10400 

Durch eine Novelle zum Sonderunterstützungsgesetz p die mit 
160 März .1979 in Kraft getreten ist 11 wurde eine zweite Art 
der Sonderunterstützung eingeführt p um Personen p die das 
590 Lebensjahr (Frauen das 540 Lebensjahr) vollende't haben, 
den Übergang in die vorzeitige Alterspension wegen langer 
ArbeitSlosigkeit zu erleichtern; Anspruch auf diese Sonder­
unterstützung haben die genannten Personen p wenn sie arbeitSlos 
sind p die Arbeitsmarktverwaltu~g ih~en keine zumutbare Be­
schäftigung vermitteln kann und sie Beitragszeiten von mindestens 
15 jahren der Pensions- und Arbeitslosenversicherung in 
den letzten 25 jahren vor der AntragsteIlung beim Arbeitsamt 
aufweisen 0 Diese Sonderunterstützung wird bis zum Anfall 
einer vorzeitigen Alterspension wegen langer Arbeitslosigkeit 
gewährt und gebührt in der Höhe des Arbeitslosengeldes zuzüglich 
eines Zuschlages in der Höhe von 25 % des Grundbetrages 
des Arbeitslosengeldes, darf jedoch die Höhe der fiktiv 

gebührenden Invaliditäts- p Berufsunfähigkeits~ bzwo Erwerbsun­

fähigkeitspension nicht überschreiteno 
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Seit Einführung dieser Sonderunterstützu~g wurden die folgenden 
Beträge angewiesen bzw. budgetiert: 

1979 49,6 Mio. S (1.730 Bezieher im Mo '1a tsdurchsch'ü tt) 
1980 Erfolg 178,4 Mio.S (2.937 Bezieher im Monatsdurchschnitt) 
1981 vorgesehen 252,0 Mio.S (4.000 Bezieher im Monatsdurchsch~itt). 

Eine weitere Maßnahme, die die Arbeitsmarktverwaltung durch­
führt und die hauptsächlich älteren Menschen zugute kommt, 
ist die Gewährung eines Pensionsvorschusses. 

Eine Invaliditätspension kann monatlich mit maxö S ;'3.880,";' 

eine Alterspension mit monatlich max.' S 5.460,-- bevorschußt 
werden. 

Im Jahr 1980 (Jahresdurchschnitt) wurden S 277,128.000,­
für die Bevorschussung von 5.132 Pensionen aufgewendet. 

Allgemeine und besondere Sozialhilfe: 

Gemäß § 11 Abs.2 Kriegsopferversorgungsgesetz (KOVG) erhalten 
mä~nliche Schwerbeschädigte vom 60. bis zum 65 •. Lebensjahr 
bzw. weibliche Schwerbeschädigte bereits ab dem 55 •. Lebensjahr 
eine Alterszulage, die ab 1 •. Jänner 1980 131 S beträgt und 
derzeit 10.800 Personen zugute kommt. 
Aufgrund der am 1. Jänner 1976 in Kraft getretenen Novelle 
zum KOVG, BGBI. Nr~.94/75, erhalten männliche und weibliche 
Schwerbeschädigte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 

eine Erschwerniszulage ( § 11 Abs.3), mit der die mit zunehmenden 
Alter immer größer.werdenden.Erschwernisse des täglichen 
Lebens und die damit verbundenen höheren Kosten der Lebenshaltung 
ausgeglichen werden sollen. Diese Zulage, auf welche zum ;., 

1. Juli 1981 18.215 Personen Anspruch hatten, beträgt gestaffelt 
nach der Minderung der Erwerbsfähigkeit und dem Lebensalter: 
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", 

Minderung der Erwerbsfähigkeit 

ab Vollendung des 50 v.H. 60 v.H. 70 v.H. 80 v.H. 
in S 

65. Lebensjahres 144 239 288 384 

70.Leb~nsjahres 289 479 543 640 
75. Lebensjahres 528 719 .800 895 
80. Lebensjahres 768 960 1.056 1.152 

ab VOllendURg des 90/100 v.H •. 

. in S. 

65. Lebensjahres 480 
70. Lebensjahres 768 
75. Lebens,~ahres 992 
80. Lebensjahres 1.248 
Der Aufwand für diese Leistungen betrug seit dem Jahre 1970: 

Jahr 1970 1971 1972 .1973 
Alterszulage gern •. 

§ 11 Abs.2 u. 3 
KOVG in Mill. S 14,5 16,2 : 19,0. 22,0 

1974 1975 1976 1977 
25,7 29,4 74,0 .80,0 

1978 1979 1980 
86,0' 94,4 116,0 

Als weitere Maßnahmen zugunsten älterer Personen im Bereich 
der Kriegsopferversorgung sind anzuführen: 
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10 die Angleichung der Elternrenten für eink:)mmenslose Eltern 

an den jeweiligen Ausgleichszulagen-Richtsatz im ASVG 

ab 1" Jänner 1 976 (BGBLo Nr" 94/1 975) ; 

20 die Erweiterung des Personenkreises mit einem Anspruch 

auf Unterbringung in einem Alters- oder Pflegeheim durch 

Einbeziehung der Schwerkriegsbeschädigten mit einer MdE 

von 50 v .. H .. und 60 VoH .. ab 10 Jänner 1976 (BGBl"Nr,,94/1975) .. 

Auf Grund des § 11 Abse4 Opferfürsorgegesetzeskommen die 

vorher genannten Leistungen analog auch den Beziehern von 

Opferrenten (derzeit 1.325 Personen) zugute .. 

Der Aufwand hiefür betrug seit dem Jahre·1970: 

Jahr 1970 1971 1972 1973 
Al ters'zulage 
OFG in Millo S 1 ,5 1 ,6 1 ,8 1 ,9 

1974 1975 1976 1977 
2,0 2,1 7,5 7,9 

1978 1979 1980 

8 g 3 8,7 9,4 

Grundsätzlich ist zu bemerken, daß im Hinblick auf den Alters­
aufbau des durch das Opferftirsorgegesetz zu betreuenden 

Personenkreises sämtliche seit 1970 durchgeführten Verbesse­

rungen des Gesetzes (21 .. bis 260 Novelle) ebenso wie die 
analog anzuwendenden Verbesserungen des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes der älteren Generation zugute kommen .. Es waren 

dies vor allem Erhöhungen der Renten- und Entschädigungsleistungen 
und Erweiterungen des anspruchsberechtigten Personenkreises .. 
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Eine nur älteren Personen zukommende Leistung ist die mit 

der 26. Opferfürsorgegesetznovelle, BGB1.Nr.582/1980, mit 

Wirkung vom 10 Jänner 1981 eingeführte Haftzulage (§ 11 
Abso2), wonach Personen, die längere Zeit in Haft waren 
und das 650 Lebensjahr vollendet haben, zur Opferrente eine 
Zulage von monatlich 300 S erhaltene Diese Zulage unterliegt 

der jährlichen Anpassung o 

Weiters wurden auch die LeistlL"lgen für Inflationsgeschädigte 
nach dem ersten Weltkrieg, die in einem s~hr hohen Alter 

stehen (durchschnittlich 87 Jahre), seit dem Jahre 1970 
wesentlich erhöhte 

Die Erhöhungen betrug'en: 

Jahr 
in % 

1970 

+ 5,4 

1971 1972 
+ 10,0 + 10,0 

1973 1981 
je + 15,0 

Derzeit beziehen 116 Personen eine Kleinrente und 201 Personen 

eine außerordentliche Hilfeleistung. Der budgetäre Aufwand 
betrug seit dem Jahre 1970: 

Jahr 1970 1971 1972 1973 
Gesamtaufwand 
in MilL. S 

(Ansatz 1/15427) 17,8 17 9 6 14,0 13,0 

1974 1975 1976 1977 

12 11 0 10,9, 9,7 8,6 

1.978 1979 1980 

8,1 - 7 p 3 6,3 

Die Fürsorgearbeit freier Wohlfahrtsorganisationen, die 
sich vorwiegend mit der Betreuung von älteren Menschen be-
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fassen und Aktionen zur Bekämpfung der Einsamkeit älterer 
Mitbürger setzeng wird alljährlich mit erheblichen Mitteln 
geförderto 

Die beiliegende Tabelle (Beilage I) gibt einen Überblick 
über die an die einzelnen Organisationen geleisteten Förderungs­
beträge seit dem Jahre 19700 

Arbeitsrecht und allgemeine Sozialpolitik 

Durch die Novelle zum Angestelltengesetzaus 1971 wurde 
ein Abfertigungsanspruch bei Selbstkündigung wegen Erreichung 
der Voraussetzungen für die Alterspension geschaffeno 

Ein weiterer Abfertigungsanspruch bei SelbstkUndigung wegen 
Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer wurde durch die Novellierung des Angestellten­
gesetzes 1979 verwirklichto Die Inanspruchnahme des Sonderruhegeldes 
nach dem Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz ist der vorzeitigen 

Alterspension gleichzuhalteno 

Diese Regelungen gelten auf Grund des Arbeiter-Abfertigungs­

gesetzes 1979 auch für Arbeitero 

Die Novelle zum Arbeitsverfassungsgesetz aus 1976 bewirkte 
die Verstärkung des Kündigungsschutzes für-ältere Arbeitnehmero 
Bei älteren Arbeitnehmern sind nun sowohl bei der Prüfung p 

ob eine Kündigung sozial ungerecht,fertigt "ist, als auch 
beim Vergleich sozialer Gesichtspunkte der Umstand einer 
vieljährigen ununterbrochenen Beschäftigungszeit im Betrieb 
sowie die wegen des höhe~en Lebensalters zu erwartenden 
Schwierigkeiten bei der Wiedereingliederungin den Arbeits­
prozeß besonders zu berücksichtigeno 

Aus ~em Bereich der internationalen Sozialpolitik ist auf 
die im Juni 1980 anläßlich der 660 Tagung der Internationalen 
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Arbeitskonferenz angenommene IAO-Empfehlu'lg (Nro162) betreffend 

älte~e Arbeitnehmer, an deren Gestaltung die österreichischen 
Stell~n aktiv mitgewirkt haben p zu verweiseno Die Empfehlung 
gilt für alle Arbeitnehmer p die wegen ihres zunehmenden 
Alters auf Schwierigkeiten in Beschäftigung und Beruf stoßen 

könnenc Sie enthält Anregungen über Chancengleichheit und 

Gleichbehandlung der Arbeitnehmer ungeachtet ihres Alters, 
zur Verhinderung jeglicher Diskriminierung älterer Arbeitnehmer 
in Beschäftigung und Beruf p tiber den Gesundheitsschutz der 

älteren Arbeitnehmer sowie über deren Vorbereitung auf und 
ihren Eintritt in den Ruhestando Wenngleich für eine Empfehlung 

eine Ratifikation nicht vorgesehen ist, werden ihre Anregungen 
mit Sicherheit als Richtlinien maßgeblichen Einfluß auf 
die Gesetzgebung der kommenden Jahre habeno 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Im berufsbildenden Schulwesen finden im Rahmen der Fachschulen 
für Sozialberufe seit dem Schuljahr 1969/70 Altenhilfekurse 
und seit dem Schuljah~ 1'973/74 in Form von Schulversuchen 
Lehrgänge für Altenhilfe nach ei~em im wesentlichen einheitlichen 
Ausbildungskonzept statto 

Diese an Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht geführten 
Ausbildungen befinden sich derzeit an folgenden Standorten~ 
Linz p Graz p Innsbruck und Wieno 

Die Ausbildung besteht aus einem mindestens einjährigen 
Lehrgang mit folgenden Lehrplaninhalten~ 

Theoretischer Unterricht inden Fächern Alterspsychologie 
und Alterssoziologie, Alterspsychiatrie p Altenpastoral und 
Sterbebeistand; Gesprächsführung p Institutionen und spezielle 
Rechtskunde, Gesundhei tS-pKrankhei t;s- und Medikamentenlehre, 
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Alten- und Hauskrankenpflege, .Erste Hilfe, Fußpflege, Ernährungs­
lehre und Diätkunde, Haushaltsführung; Beschäftigungstherapie, 
Fest- und Feiergestaltung, Ismakogie, Altersgymnastik und 
-tanz. 

Die Ausbildung beinhaltet auch ein Praktikum von 300 Stunden 
in Alters- oder Pflegeheimen, Krankenhaus, Altenclub, offene 
Altenhilfe. 

Sie befähigt zur Ausübung folgender Tätigkeiten: 

Soforthilfe im plötzlichenKrankh~its- und Notfall {Erste 
Hilfe etc.), koordinierende Zusammenarbeit mit Ärzten, Sozial­
arbeitern, mobilen Schwestern, Heimhilfen und anderen sozialen 
Diensten: 

- fallweise Beschaffung von Spitals- und Pflegeheimplätzen 
- Aktivierung und Nachbarschaftshilfe 
- Aktivierung von ehrenamtlichen Mitarbeitern (werbung, 

Bildung, Betreuung) 

Besuchs- und Beratungsdienst in Wohnungen, Spitälern und 
Pflegeheimen. 

Pflegerische Betreuung in Wohnungen, Pflegedienstim Heim, 
Sterbebeistand. 

Individuelle Pflege und Betreuung der Patienten bzw. Heimbe­
wohner: 

- Besonderer Beistand bei plötzlich auftretenden Krisensituationen 
(u.a. Sterbebeistand) 

- Vorbereitung und Hilfe zur persönlichen Rehabilitierung 
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Gesellschaftliche Betreuung der Senioren. 

Die Anliegen der älteren Generation werden ferner luch im 
Rahmen der Sozialarbeiterausbildung an den Akademien für 
Sozialarbeit (derzeit ca. 600 Studierende) zum Teil auch 
an den 3-jährigen Fachschulen für Sozialberufe sowie an 

den Familienhelferinnenschulen mitberücksichtigt. 

Im Bereich des Sportes haben die drei großen Dachverbände 
(ASKÖ, UNION, ASVÖ) seit Jahren im Rahmen ihrer Vereine 
eigene Senioren-Sport gruppen eingerichtete Ebenso ist der 
Pensionistenverband Österreichs auf sportlicher Ebene sehr 

. ' 

aktiv und führt jährlich Lehrerfortbildungskursedurch,. 
wofür auch die Bundessporteinrichtu~gen zur Verfügung gestellt 
werden. 

Von Seiten des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 
wurde dieser Entwicklung dadurch Rechnung getragen, daß 
mit 17.12.1979, BGBloNro 58/79 9 ein eigener Lehrplan für 
FIT-Lehrwarte-Senioren erstellt wurde p nach dem entsprechende 
Ausbildungen an den Bundesanstalten für Leibeserziehung 

geführt werden. 

Mit der Situation und den Problemen älterer Menschen befassen 
sich eine Reihe von Organisationen; vor allem die österreichische 
Erwachsenenbildungsverbände: Der Verband Österreichischer 
Volkshochschulen, die Arbeitsgemeinschaft der Bildungshei~e 
Österreichs, der Verband Österreichischer Schulungs- und 
Bildungshäuser, der Ring Österreichischer Bildungswerke 
und der Verband Österreichischer Volksbüchereien haben nicht 
nur Veranstaltungen für die Zielgruppe (Senioren und alte 
Menschen) selbst, sondern vielfach auch angeregt durch die 
Aktivitäten des Bundesinstitutes für Erwachsenenbildung 
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StD Wolfgang, spezielle Enqueten, Studientagunge~, Seminare, 

Kurse für Mitarbeiter in der Senioren und Altenbildung durchge­
führto 

Auch Versicherungsgesellschaften, politische Parteien, Sozial­

referate von Gebietskörperschaften, private und staatliche 

Fürsorge- bzw o Wohlfahrtseinrichtungen und - nach umfang 

und Art recht unterschiedlich - befaßten sich mit dieser 
Frage .. 

Das Bundesinstitut für Erwachsenenbildung Sta'Wolfgang befaßt 

sich seit 1974 mit der Aus- und Weiterbild~~g für Mitarbeiter 
in der Altenbildung. Neben Seminaren 9 die auch die Stellung 
der alten Menschen in der Gesellschaft, der Vorbereitung 
in Ruhestand und Alter, dem Kreativitätstraining und der 
Lebensg-estal tU'1g für Menschen über 50 behandeln, wurden 
U'1ter dem Titel "Älter werden ein Problem" 6-teilige Lehrgänge 
durchgeführt 0 

Adressaten dieser Veranstaltungen waren Mitarbeiter der 

Erwachsenenbildung, Sozialarbeiter, Bildungfunktionäre der 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen p Sachbearbeiter 
der Sozialversicherungsinstitute, Mitarbeiter und Funktionäre 

der Rentner- und Pensionistenverbände p Sozialhelfer in Alten­
heimen, Pensionistenklubs und in Betreuungs- und Beratungs­
stellen, Seelsorger p Studenten u~d wissenschaftliches Personal 
der Gebiete Medizin g Soziologie p Psychologie, Pastoral und 

Vertreter der Massenmedien~ 

Im Rahmen der Bildungsprogramme im Medienverbund waren es 
in den letzten jahren vor allem die Programme VVWarum Christen 
glauben '0 (13 Fernsehsendungen mit Begleitbuch im jahre 1980)p 

sowie das Programm o'Soziale Sicherhei tOP (6 Fernsehsendungen 
mit Begleitheften im jahre 1981)~ die vor allem ältere Menschen 

anspracheno 
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Die im Rahmen des Projektes Elternhilfe seit 1976 produzierten 

Medienverbundprogramme "Spiel - Baustein des Lebens" und 
"Buch - Partner des Kindes" wurden im Fernsehen ausgestrahlt. 

Wie aus den Begleituntersuchungen ersichtlich ist, betelligten 

sich an diesen beiden Programmen auch filtere Menschen. die 

dadurch Einblicke in zeitgem~ße Erziehu~gsmethoden bzw. 

neue re p~dagogische u~d psychologische Erkenntnisse erhielten. 

Bei der Errichtu1g VO'1 BU'1desschulgebäuden wird immer darauf 
Rücksicht genommen, daß diese auch für Z'\vecke der Erwachsenen­

bildung herangezogen werden könneno A~ch werden die Einrichtungen 

für die Leibeserziehung zu den Stunden und 'ragen, an denen 

sie nicht von den Schulen benötigt werden, für den außer­

schulischen Sport zur Verfügung gestellt. 

Grundsätzlich ist festzustellen, daß die Bundeskunstförderung 

in allen Bereichen (bildende Kunst, Musik und Theater~ Literatur, 
Film, Foto und Video) keinerlei Unterscheidungen im Bezug 

auf das Alter des Künstlers bei Förderungsmaßnahmen trifft. 

Künstler der älteren Generation kön.YJ.en unabhängig von irgendwelchen 

Altersgrenzen in den Gepuß der 'allgemeinen K'unstförderung 

kommen. Ausgenommen sind davon ~ur Stipendien bzwo Förderungs­
preise, die speziell für jüngere Künstler zweckgewidmet 
sindo 

Seit vielen Jahren gibt es im Bereich der Ku~stförderung 

eine Fülle von Maß':1ahmen, die dazu beitragen, vorhandene 
finanzielle Schwierigkeiten bei älteren Menschen mit tragen 
zu helfen. 

Diese finanziellen Unterstützungen beziehen sich in erster 

Linie auf die direkte Altersversorgung. 

Im Bereich der bildenden Kunst gibt es seit 1958 die Künstler­

sozialversicheru.ng. Die Künstlersozialversicherung ist eine 

Einrichtung bei der Kam.mer der gewerbIichen 'Vlirtschaft, wo 

.J 
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das Bu~desministerium für Unterricht u~d Ku~st den Arbei~geber­
anteil zahlto Zur Zeit sind rund 2000 bildende KÜ'1stler sozial­
versichert p davon bezieht rund ein Viertel bereits ei~e Pensiono 
(Die lp.tzten exakten Daten beziehen sich auf 1978: 1990 Perso~en 

sozialversichert p' 1427 männlich g 463 weiblich p Anteil der 
Pensionisten~ 5410) 

Die konkreten Zuwendungen des Bundes für die Künstlersozialver­

sicherung, den Künstlerhilfe-Fonds ist der beiliegenden Auf­
stellung zu entnehmeno (Beilage II) 

Von Seiten des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 
wird auch der Verein Künstler helfen Künstler subventionierto 
Die aufgewendeten Summen können der beiliegenden Aufstellung 
entnommen werdeno (Beilage II) 

1977 hat die literarische Verwertungsgesellschaft einen Sozial­
fonds gegründet 9 für den das Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst wesentliche Beiträge für die Unterstützung alter 
Künstler aufwendeto (Beilage III) 

Für betagte Künstler aller Sparten existiert seit vielen Jahren 
die Einrichtung der Ehrenpensionen und Förderungsprämieno 
Die Aufstellung nach Sparten und die jährlich aufgewendeten 
Summen ist der beiliegenden Aufstellung. zu entnehmeno 
(Beilage IV und V) 

Auf Antrag des Herrn Bundespräsidenten vergibt das Bundes= 

ministerium für Unterricht und Kunst an betagte und verdiente 
Künstler jährliche Ehrenpensionen o die sich durchschnittlich 

jährlich zwischen S 300000 p -- und S 40.000 0-- bewegen und 
monatlich zur Auszahlung gelangeno (Beilage V)o 

Auf eigene Initiative und auf Antrag und in Zusammenarbeit 
mit den Landesregierungen werden an betagte Künstler Einzel= 
zahlungen und Jahreszahlungen gegebenoDie Jahreszahlungen 
bewegen sich im Monat durchschnittlich zwischen S 16000p--
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und S 3.000p~-p wobei seit 1979 eine kontinuerliche Steigerung 
erfo:}.gt ist .. Die in Tabelle IV angeführten Angaben sind unvoll­
stän.dig, weil vor 1976 die Beihilfen als Förderungen verrechnet 
wurden p daher bei den Aufwendungen nicht aufscheinen und 
deshalb imeinzeln,en nicht mehr eruierbar sind. Man kann jedoch 
davon ausgehen? daß eine kontinuierliche Unterstützung auch 
in diesen Jahren erfolgt istQ 

Bundesministerium für Verkehr 

Im Bereich des Bundesministeriums für Verkehr wurden seit 

1970 folgende Maßnahmen zur Verbesserung der Lage der älteren 

Generation gesetzt~ 

Auf dem Tarifsektor 

Seniorenermäßigung 
Die wichtigste Verbesserung für die ältere Generation am Tarif­

sektor stellt die Einführung der 50 %igen Fahrpreisermäßigung 
für Senioren bei den Österreichischen Bundesbahnen p beim Post­
autodienstp den wichtigsten Privatbahnen und der DDSG dar. 
Diese Ermäßigung wurde auf Grund der Seniorenaktion im Jahre 

1970 erstmals eingeräumt o in den folgenden Jahren laufend 
ausgedehnt und seit 1977 zu einem dauernden Tarifbestandteil .. 

Die Ermäßigung erhalten Männer ab dem vollendeten 65 .. Lebensjahr, 
Frauen ab dem vollendeten 600 Lebensjahr 9 wenn sie über einen 
mit einer gÜltigen Berechtigungsmarke versehenen Ermäßigungs­
ausweis der ÖBB verfügeno ,An Empfänger vo~ Ausgleichs- oder 
Ergänzungszulagen,sowie Bezieher einer Dauerfürsorgeunter­
stützung oder Zusatzrente nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 
werden diese Berechtigungsmarken unentgeltlich abgegebeno 
Der Ermäßigungsausweis wird an jedem Bahnhof ausgegeben; in 
Orten ohne Bahnhof kann er auch beim Postamt beantragt werden .. 
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Die Sel'liorenermäßigung umfaßt folgende Begii'1stigu"1gen: 

Auf allen Bahnstrecken der ÖBB kÖ'1:1en die Senioren ohne jede 
zeitliche Beschränkung eine 50 %ige Fahrpreisermäßigung und 

eine 50 %ige Gepäckfrachterrnäßigung in Anspruch nehmen" 

Diese Ermäßigung wird ebenso auf sämtlichen Buslinien des 

Kraftwagendienstes der ÖBE und des Postautodienstes gewährto 

Im Rahmen der Seniorenermäßigung kann die Halbpreisfahrt während 

der gesamten SChiffahrtssaison auf allen Tarifschiffen der 
DDSG und auf den Wolfgangsee-Schiffen der ÖBB in Anspruch 

genommen werden" 

Weiters wurde diese Begünstigu.Ylg äuf die von den ÖBB betriebenen 

Zahnradbahnen und die Weißseeseilbahn ausgedehnte 

Folgende Privatbahnen haben sich der Seniorenaktion angeschlossen 
und befördern Senioren u~ter den genannten Bedingungen zum 
"Halbpreis" auf ihren Li:1ien~ Steiermärkische Landesbahnen, 
Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbaugesellschaft, Montafonerbahn, 
Wiener LOkalbahn v Raab-Oedenburg-Ebenfurter Eisenbahn (auf 
ihren österreichischen Strecken), Zillertaler Verkehrsbetriebe 
und Salzburger Stadtwerke-Verkehrsbetriebe-Lokalbahn .. 

Im Jahr 1980 nahmen ca .. 5300000 Senioren di.ese Ermäßigung 
in Anspruch .. An fast 'jeden vierten wurde die Berechtigungsmarke 

kostenlos abgegeben (cao 126&700 Freimarken)Q 

Verbesserungen bei den Fernsprech- g Rundfunk- und Fernsehgebill1ren 

Weitere tarifliche Vorteile für die ältere Generation bieten 
die Bestimmungen über die Befreiung von der Fernsprech-Grund­
gebühr und der Rundfwlk- bzwoFernsehgebühro Die nachstehenden 
Regelungen begünstigen zwar auch blinde p hilflose und mittel-
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lose Personen, die noch nicht den älteren Menschen zugerechnet 

werden können; tatsächlich überwiegen jedoch bei den von diesen 

Begünstigungen erfaßten Personenkreis ältere Mitbürger bei 

weitem .. 

So wurden Mitte des Jahres 1970 blinde, hilflosen oder mittellosen 
Personen erstmals die Möglichkeit geboteng sich von der Fernsprech­

Grundgebühr befreien zu lasseno Damit wurde der besonderen 
Lage dieser Menschen, für die das Telefon oft die einzige 

Verbindung zur Außenwelt darstellt p Rechnung getragen .. 

Im Jahre 1971 wurden die Bestimmungen über die Befreiung von 

der Rundfunk- bzw o Fernsehgebühr zugunsten von blinden oder 

tauben Persolen erweitertQ 
Blinde bzw .. praktisch blinde Person.en haben nu"l einen Anspruch 

auf Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgebühr p Taube bzw. 

praktiSCh Taube auf Befreiung von der Fernsehgebühr. 

Mit Beginn des Jahres 1975 wurde der Richtsatz v der für die 

Gebührenbefreiung mittelloser Personen maßgeblich ist und 

auf das Nettoeinkommen des Befreiungswerbers Bezug nimmt, 
um 10 % erhöht., 

Seit 1978 benötigen Insassenvo~ ~uHeimen für ältere Menschen n 

und Behinderte in Rehabilitatiolls- undPflegeanstalten keine 
Rundfunk- bzw., Fernsehbewill~mg mehra 

Seit Anfang 1980 sind von Körperbehinderten, die als ,blinde 

oder hilflose Personen von der Fernsprech-Grundgebühr oder 

als Taube von der Fernsehgebühr befreit sind, für Telefol1-

Zusatzeinrichtu~gen_- wie zweiter Hörer p längere Geräte- bzwe 
AnschI ußschnur, Transis tCl1'-Hörvers t ärker, voLich.tglocke" und 
Nebenwecker - keine m01atlichen Gebühren mehr zu entrichten. 

Eine weitere Verbesseru'1g wurde mit Jahresbeginn.1981 dadurch 

geschaffen, daß nun alle VO:1 der Fernsprech-Grundgebühr be-
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freiten Personen pro Monat im Ausmaß der ürtsgesprächsgebühr 

für eine Stunde (30 0 -- s) gratis telefonieren könneno 

Die Fernsprechgebührenbefreiung wurde außerdem auf taube Personen 

erweitert ll wenn sie sich eines "Schreibtelefons" bedieneno 

Ende 1980 waren rund 172 0 000 Personen von der Fernsprech-Grund~ 
gebühr, ca o 2800000 von der Rundfunkgebühr und ca c 272 0 000 

Personen von der Fernsehgebühr befreito 

Bauliche und technische Maßnahmen 

Dabei handelt es sich um technische und bauliche Veränderungen, 
die der älteren Generation die Benützung der öffentlichen 

Verkehrsmittel erleichtern solleno 

Folgende sind vor allem anzuführen: 

Die Bahnsteige werden nach Möglichkeit erhöht bzw o wird der 

Abstand zwischen Waggonstufe und Bahnsteig verkürzt p wodurch 
das Aussteigen und Einsteigen für Senioren erheblich vereinfacht 
wirdo Bauliche Veränderungen können allerdings nur sukzessive 
bei Bahnhofsum- und neubauten erfolgeno 

Bei der Planung neuer Bahnhöfe und Ämter der Post= und Telegraphen= 
verwaltung werden die Bedürfnisse älterer Menschen entsprechend 

den 1977 in Kraft getretenen ÖNORM-Richtlinien zu-baulichen 
Maßnahmen für Körperbehinderte und alte Menschen berücksichtigto 

Modernste Reisezugwagen und Autobusse werden kontinuierlich 
angeschaffto Die neuen Reisezugwagen haben niedrige Einstiege p 

breitere Durchgänge und bequeme stoffgepolsterte Sitzeo Die 
neuen Autobusse bieten durch die Luftfederung nicht nur einen 
höheren Komfort während·· der' Fahrt p sondern gewährleisten auch-

bei unterschiedlichen Belastungen eine gleichbleibende'Einstiegs­
höhe v was das Ein- und Aussteigen für ältere Menschen erleichtert. 
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Die Anbri~gur1g VO,l Klebeplaketten Vlal te Fahrgäste" im Fahrzeug­
inneren der Linienbusse des Kraftwagendienstes der ÖBB und 

des Postautodienstes soll älteren Fahrgästen einen Sitzrlatz 

garantiereno 

Schließlich sind auch die qualitativen Verbesserungen bei 

der Beschilderung an Bahnhöfen und Haltestellen hier zu erwähneno 

Vorrang für Senioren bei der Telefonherstellung 

Seit Mai 1980 werden Telefonanschlüsse für Personen, die das 

65. Lebensjahr vOllendet haben, beschleunigt hergestellt, 

sofern die technischen Voraussetzungen gegeben sindo 

Formulare für eine derartige beschleunigte Herstellung wurden 

bei den PostdienststeIlen aufgelegto 

Bahn- Totalservice 

Das "Bahn-Totalservice" wurde im Jahr 1979 - vorläufig nur 
für den Bereich der Stadt Wien - gemeinsam mit dem Österreichischen 

Verkehrsbüro eingerichtete Es bietet eine wesentliche Erleichterw1g 
bei der Buchung und Durchführung vo~ Bahnreisen p welche speziell 
der älteren Generation zugute kommto Das Service beeinhaltet 

die Bestellung von Fahrausweisen und allfälliger Zusatzleistungen 
(wie Platzkarten p Buchung für VlAuto im Reisezug") sowie die 

Zusendung per Post und Bezahlung mittels Bank-Zahlscheino 

Weiters wird der Reisende auf Wunsch mit seinem Gepäck zu 
den Bahnhöfen Wien-West oder Wien-Süd gebracht bzwo von dort 

abgeholte 

Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

Der Begriff "Seniorenstudium" ist gesetzlich nicht verankert 

und es besteht auch keine Einhelligkeit hinsichtlich einer 
solchen Altersgrenzeo 
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Zur besseren Information jener Angehörigen der älteren Gene­
ration, die ein Studium betreiben wollen, wurden an den uni­
versitäten insbesondere an der Universität Wien Seniorenbe­
ratungsstellen eingericht2tQ Weiters darf darauf hingewiesen 
werden, daß gemäß § 104 Abs. 2 UOG der Besuch von Lehrveran­
staltungen Jedermann auch ohne Inskription gestattet isto 

Beschränk:ung.en hinsichtlich des Besuches auf die inskribierten 
Hörer sind nur möglich, wenn der für die Lehrveranstaltung 
bestimmte Raum für alle Interessierten nicht ausreicht oder 
wenn zum Verstä~dnis einer Lehrveranstaltung besondere Vor­
kenntnisse notwendig sind. 

Im Jahre 1972 wurde im Rahmen der Ludwig Boltzmann-Gesellschaft 
ein Institut für Altersforschung gegründeto c(Insti tutslei tung 
Prof.Dro Karl FELLINGER)o Anfang 1980 wurde die soziologische 
Arbeitsgruppe des Instituts für Altersforschung ausgegliedert 
und als Institut für Sozialgerontologie und Lebenslaufforschung 

konstituiert 0 (Institutsleitung Prof.Dro Leopold ROSENMAYR)o 

Aus dem Bereich der Forschungsaufträge p die zu dem in Rede 
stehenden Thema vom Bundesministerium für Wissenschaft und 

Forschung seit 1970 in Auftrag gegeben wurden, wären folgende 
Projekte zu" nennen: 
a) Die gesellschaftliche Reintegration älterer Menschen in 

Österreich 
Diese Studie wurde 1973 an das IFES vergeben und erschien 
1976 als Veröffentlichung des Bundesministeriums für Wissen­
schaft und Forschung unter dem selben Titelo Eine populari­
sierte Fassung wurde als Broschüre~ otAltwerden will gelernt 
sein" veröffentlichto 

b) Altern im sozialen Kontext 
Diese Untersuchung wurde 1975 an Prof. Dro Lo ROSENMAYR 
vergeben und im April 1978 abgeschlossen. 
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c) Vorstudie zur Untersuchung interprofessioneller Betreuungs­
bedürfnisse älterer Menschen 
Diese Untersuchung wurde vom Europäischen Zentrum für soziale 
Wohlfahrt im Jahre 1976 durchgeführt und erschien im Euro­
Social Report 10/1977 unter dem Titel: "Social Security 
Schemes and Interprofessional Work with the Aged"o 

d) Die ideologisch=kulturelle Integration älterer Menschen 
Dieser Forschungsauftrag wurde Ende 1978 an das IFES ver­
geben und Ende 1979 abgeschlosseno Die Studie wurde 1981 
als Veröffentlichung des Bundesministeriums für Wissenschaft 
und Forschung publiziert 9 eine popularisierte Fassung unter 
dem Ti tel: vUÄl ter werden in Gesellschaft VU ist derzeit in 
Arbeit und soll mit Jänner 1982 abgeschlossenseino 

e) Ausarbeitung eines Prioritätenkataloges für die Sozial­
gerontologie 
Der Projektleiter dieser Untersuchung war Profo Dro Lo 

ROSENMAYR, die Studie wurde Anfang 1979 vergeben und eine 
Publikation ist derzeit in Vorbereitungo 

, . 
f) Evaluierende Gegenüberstellung von Praxisbedürfnissen 

und Forschungsstand zum Bereich "Altersvorbereitung und 
Altenhilfe vv 

Durchgeführt vom Institut für Sozialgerontologie und Lebens-
. . 

laufforschung p kommt im November 1981 zum Abschlußo 
g) Lebensstil und Daseinsbewußtsein älterer Menschen 

Diese Studie wurde im September 1981 vergeben u der End­
bericht wird im April 1982 vorliegeno 

h) Altern und Sozialstruktur 
Dieses Forschungsprojekt wurde im November 1981 an Prof. 
Dro Lo ROSENMAYR vergeben und wird im April 1983 zum Abschluß 
kommeno 

Im Bereich der Bibliotheken wurden bis jetzt keine besonderen 
Maßnahmen für die ältere Generation getroffeno Jedoch kommen 
sicher viele der zugunsten der Behinderten geschaffenen und 
bestehenden Einrichtungen auch Senioren zuguteo Auch ist die 
Benützung der wissenschaftlichen Bibliotheken freio 
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Soweit es den Bereich der Bundesmuseen angeht, so genießen 
Pensio1isten u1d Seni~ren dort seit dem Jahre 1976 freien 
Eintritt. Ab 1.1.1982 ist folgende verbesserte Regelulg für 
die Vergünstigu~gen vorgesehen: 

Pensionisten mit Nachweis ihres Pensionistenstatus (z.B. Pensio~s­
abschnitt mit Namen) sowie Personen, die das 60. Lebensjahr 
vollendet haben, genießen nach Vorweis eines amtlichen öster­
reichischen Lichtbildausweises freien Eintritt. 

Diese Regelung, die die Gewährung freien Eintritts nicht mehr 
an den Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft, sondern 
an den Vorweis eines amtlichen österreichischen Lichtbildaus-

weises bindet, wird es ermöglichen, auch Führerscheine und 
ÖBB-Fahrermäßigungsausweise, die erfahrungsgemäß häufig zur 
Legitimation verwendet werden, als Ausweisdokument anzuerkennen. 

Außerdem wurden im Bereich der Bundesmuseen zahlreiche Vor­
kehrungen zugunsten Behinderter, die ja meist der älteren 
Generat.ion angehören, getroffen. 

Desgleichen wird auf die Möglichkeit von Führungen für Senioren 
in den einzelnen BU:1desmuseen nach entsprechender Anmeldu~g 
hingewiesen. 

Der Bundeskanzler: 
i. V. 
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Verein Künstler helfen Künstler 

Wien, Subvention für Heimplätze 

i n Baden 

1970 100.000,--· 

1971 100.000,--

1972 100.000,--

1973 120.000,--

1974 125.000,--

1975 125.000,--

1976 125.000,--

1977 125.000,--

1978 125.000,--

1979 200.000,--

1980 15C.000,--

1,395.000,--

Beilage 11 

Künstlerhilfe-Fonds, 

Zuwendungen des Bundes 

2,900.000,--

3,000.000,--

3,880.000,--

4,296.000,--

4,680.000,--

5,400.000,--

6,100.000,--

7,595.000,--

9,736.000,--

11,338.000,--

13,496.000,--

72,421.000,---
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Beiträge für die Altersversorgung (LVG): gegründet 1977 

1977: 1,435.512,-- (46 Personen) 

1978: 1,719.164,-- (49 Personen) 

1979: 1,921.663,-- (51 Personen) 

1980: 1,882.851,-- (49 Personen) 

LVG (Literarische Verwertungsgesellschaft-Sozialfonds) 
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Jahr 

1982 

1981 

1980 

1979 

1978 

1977 

1976 

1975 

1974 

1973 

1972 

1971 

Beilage IV 

Beihilfen, Unterstützungen beim Kapitel 13 (in Mill. S) 

41 42 43 KFB xX 44 

1/13008 1/13018 1/13028 1/13038 1/13048 Ges. 

*" 1384/3.660 1/0.010 21/0.100 13/0.033 1/0.040 3,843.00~--

---
1/0.010 39/0.100 19/0.050 347/3.660 6/0.040 3.860.000,--

----- ------ 17/0.034 351/3.418 1/0.014 3.466.000,--

----- 11/0.200 32/0.317 366/3.543 5/0.039 4.099.000,--

----- 14/0.525 21/0.290 312/3.330 1/0.002 4.142.000,--

----- 17/0.450 26/0.370 276/4.420 2/0.045 5.285.000,--

----- 8/0.294 9/0.164 322/3.060 ----- 3.518.000,--

----- ------ 14/0.201 ------- ----- 201. 000,--

----- ------ ------ ------- 1/0.002 

15/0.043 ------ ------ ------- 1/0.002 
1/13508 

------ ------ ------ ------- 1/0.002 

18/0.065 ------ ------ ------- 6/0.016 

*" Erläuterung: Die Zahl vor dem Querstrich ist die Anzahl der Personen 

und dahinter die aufgewendete Summe. 

41 (Bildende Kunst), 42 (Musik, Theater), 43 (Literatur), 44 (Film) 

xx KFB (Kunstförderungsbeitrag): Hier sind alle Beihilfen der einzelnen 

Abteilungen veranschlagt, der durchschnittliche Anteil der einzelnen 

Abteilungen beträ~t bei Abt. 41 87 Personen, bei Abt. 42 46 Personen, 

Abt. 43 11- Pers,)npn, wnbei die Personenzahl jährlichen Schwankungen 

unterliegt. Die sons~igen Angaben beziehen sich auf Einzelunter­

stützungen. 
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Beilage V 

Ehrengaben beim Kapitel 13 (in Mill. S) 

41 42 43 44 

Jahr 1/13008 1/13018 1/13028 1/13048 Ges. 

1982 7/0.200 9/0.300 5/0.150 1/0.040 690.000 

1981 5/0.200 5/0.300 4/0.175 1/0.050 725.000 

1980 8/0.160 8/0.293 8/0.140 1/0.032 625.000 

1979 6/0.189 6/0.261 5/0.131 1/0.032 613.000 

1978 11/0.330 7/0.330 6/0.200 1/0.030 890.000 

1977 13/0.330 9/0.360 9/0.210 1/C.045 945.000 

1976 9/0~168 8/0.212 7/0.150 1/0.028 558.000 

1975 8/0.168 6/0.222 5/0.108 1/0.028 526.000 

1974 7/0.300 8/0.336 7/0.336 1/0.036 1,008.000 

1973 6/0.234 9/0.3C5 8/0.290 1/0.034 863.000 

1972 6/0.207 9/0.280 8/0.221 ----- 708.000 

1971 6/0.220 9/0.224 8/0.260 ----- 704.COO 
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